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Aus dem Allgemeinen Teil der Erläuterungen zur Regierungsvorlage 

1626 der Beilagen, XXIV. GP) 

 

Durch das Bundesgesetz über die Organisation der Pädagogischen Hochschulen 
und ihre Studien (Hochschulgesetz 2005), BGBl. I Nr. 30/2006, wurden die bis dahin 
dem Akademien-Studiengesetz 1999 unterliegenden Institutionen der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung der Lehrkräfte zusammengeführt und Pädagogische Hochschulen als 
neue Einrichtungen des tertiären Sektors errichtet. Die Pädagogischen Hochschulen 
haben primär wissenschaftlich fundierte berufsfeldbezogene Bildungsangebote in 
den Bereichen der Aus-, Fort- und Weiterbildung in pädagogischen Berufsfeldern zu 
erstellen, anzubieten und durchzuführen. Es sind jedenfalls Studiengänge für die 
Lehrämter an Volksschulen und an Hauptschulen zu führen (darüber hinaus 
gegebenenfalls auch für Sonderschulen und Polytechnische Schulen und im Bereich 
der Berufsbildung) sowie in umfassender Weise Fortbildungsangebote (mit 
besonderen hochschulzeitrechtlichen Rahmenbedingungen) zu erstellen. Die Lehre 
an Pädagogischen Hochschulen ist mit berufsfeldbezogener Forschung und 
Entwicklung zu verbinden. Die Pädagogischen Hochschulen haben untereinander 
und mit anderen Bildungs- und Forschungseinrichtungen, insbesondere mit in- und 
ausländischen Universitäten, zu kooperieren. 
 
Vor dem Hintergrund dieses im Vergleich mit den Vorgängerinstitutionen geänderten 
und erweiterten Aufgabenprofils soll – nach der Konsolidierung der Organisation und 
der Überleitung des Personals – nunmehr unter Abkehr vom traditionellen, auf 
Unterrichtserteilung und Schulbetrieb ausgerichteten Dienstrecht eine dem 
Hochschulcharakter der Einrichtung Rechnung tragende inhaltliche 
Weiterentwicklung des Dienst- und Besoldungsrechts der Lehrkräfte (mit Ausnahme 
der an den Praxisschulen verwendeten Lehrkräfte) erfolgen. 
 
1. Kern der Neuregelung im dienstrechtlichen Bereich ist die Schaffung eines 
mehrgliedrigen Verwendungsbildes für das Lehrpersonal an Pädagogischen 
Hochschulen (künftig: Hochschullehrpersonen), das alle von der Pädagogischen 
Hochschule wahrzunehmenden Aufgaben abdeckt. Auf der Basis dieses 
Verwendungsbildes sollen die Dienstpflichten nach Maßgabe der zu erfüllenden 
Aufgaben und der Qualifikation der Hochschullehrperson in einer Pflichtenfestlegung 
durch die Rektorin bzw. den Rektor konkretisiert werden. Dabei kommt der 
Festlegung von Aufgaben in der Lehre eine wichtige, jedoch – anders als im 
herkömmlichen Dienstrecht der Lehrkräfte – nicht die allein bestimmende Rolle zu. 
 
2. Das Besoldungsrecht soll in der Weise vereinfacht werden, dass mit der Schaffung 
einer Dienstzulage und einer Lehrvergütung das bestehende komplexe 
Regelungsgefüge (beinhaltend ein System von Differenzzulagen und eine stark an 
den Dienstbetrieb an Schulen gebundene Regelung über Mehrdienstleistungen) 
abgelöst werden kann. Dem Anliegen der stärkeren Leistungsorientierung soll durch 
die Verankerung einer Prämienregelung in Anlehnung an § 76 VBG entsprochen 
werden. 
 
3. Die neuen dienst- und besoldungsrechtlichen Bestimmungen für 



Hochschullehrpersonen sind aus Gründen der Übersichtlichkeit in einem eigenen 
Abschnitt des Besonderen Teiles des BDG 1979 (6a. Abschnitt), in einem eigenen 
Abschnitt des GehG (Abschnitt IVa) und in einem eigenen Abschnitt des VBG 
(Abschnitt IIa) zusammengefasst. 
 
4. Vorgesehen ist eine Gliederung der Hochschullehrpersonen in drei Verwendungs- 
bzw. Entlohnungsgruppen, wobei der Zugang zur höchsten Gruppe (PH 1, ph 1) den 
Erwerb eines facheinschlägigen Doktorgrades und einschlägige wissenschaftliche 
Tätigkeit voraussetzt und nur im Wege eines Ausschreibungs- und 
Bewerbungsverfahrens erfolgen kann. 
 
5. Im Interesse einer möglichst breiten Wirksamkeit der neuen Funktionalität und 
homogener Rahmenbedingungen für den Personaleinsatz sind die Regelungen so 
konzipiert, dass sie für bereits in Verwendung stehendes und neu zu bestellendes 
Lehrpersonal grundsätzlich in gleicher Weise gelten. 
 
6. Weitere inhaltliche Änderungen betreffen einen umfangmäßig abgestuften Einsatz 
in der Lehre im Rahmen von Bandbreiten, verwendungsspezifische  
Dienstzeitbestimmungen, Sonderbestimmungen in Bezug auf die 
Forschungstätigkeit, die Einführung einer Funktion Assistenz und neue 
Rahmenbedingungen für die Mitverwendung von Lehrkräften. 
 


